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Das Meinungsbarometer fir Mitteldeutschland

Auswertung MDRfragt zum Thema:

Angriffe auf Politiker: Ist unsere Demokratie gefdahrdet?

Befragungszeitraum: 17. bis 21. Mai 2024

22.226 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Sperrfrist: 27.05.2024

Die Ergebnisse in der Ubersicht:

Themenbereich I: Angriffe auf Politikerinnen und Politiker

Fiir 7 von 10 stellen Angriffe auf Politiker keine Uberraschung dar

Angriffe auf Politiker fiihren zu weniger Engagement im politischen Bereich und
schwachen das gesellschaftliche Miteinander: Das denken zwei Drittel

GroBe Mehrheit wertet Angriffe auf Politiker als Gefahr fiir die Demokratie

Themenbereich II: Schutz fiir Politikerinnen und Politiker

Deutliche Mehrheit befiirwortet méglichen Straftatbestand ,,politisches Stalking”

Mebhr als ein Viertel lehnt Verschiarfung des Strafrechtes bei Ubergriffen auf
Ehrenamtliche sowie Amts- und Mandatstrager ab

7 von 10 befilirworten Strafbarkeit von Desinformation zur Wahlbeeinflussung oder
Gewalteskalation

=> Trotz Zuspruch: Knapp zwei Drittel halten MaBnahmen insgesamt fiir
wirkungslos

Themenbereich lll: Kommunalwahlen

Drei Viertel seshen Kommunalwahlen als wichtigen Stimmungstest fiir die
anstehenden Landtagswahlen

Die meisten sehen bei der Gesundheitsversorgung und dem 6ffentlichen Nahverkehr
den groBten Nachholbedarf fiir die Kommunalpolitik

Mehrheit hdlt kommunalpolitisches Engagement fiir unattraktiv



& [FRAGT

Das Meinungsbarometer fir Mitteldeutschland

Die Ergebnisse im Detail:

| Angriffe auf Politikerinnen und Politiker

Fiir 7 von 10 stellen Angriffe auf Politiker keine Uberraschung dar

Der Angriff auf den SPD-Europapolitiker Matthias Ecke Anfang Mai in Dresden sorgte bundesweit flr
Schlagzeilen und Entsetzen. Auch an diversen anderen Orten wurden letzter Zeit
weitere Politikerinnen und Politiker teils korperlich angegangen.

FUr 71 Prozent der Befragungsteilnehmerinnen und -teilnehmer stellt dies jedoch keine Uberraschung
dar. Knapp ein Drittel (29 Prozent) haben die zuletzt gehauften Angriffe auf Politiker hingegen
Uberrascht.

Frage: Haben Sie persénlich die zuletzt gehduften Angriffe auf Politiker Gberrascht?

keine Angabe
1%

ja/eherja
29 %

nein / eher nein
71%



https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/dresden/dresden-radebeul/ecke-angriff-spd-tatverdaechtige-lka-ermittlungen-102.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/ost-thueringen/gera/angriff-politiker-spd-kommunalwahl-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/dresden/dresden-radebeul/wahlkampf-sachbeschaedigung-plakate-angriff-infostand-100.html
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Je nach Altersgruppe weicht das Antwortverhalten hierzu kaum voneinander ab

ja/eherja @ nein/ehernein @ keine Angabe

16 bis 29 Jahre

30 bis 49 Jahre

74 %
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I 1%
65 Jahre und alter

3%
68 %

1%

3 Jedoch zeigen dich deutliche Unterschiede je nach Geschlecht

Demnach sind die weiblichen Befragungsteilnehmerinnen deutlich eher von den Angriffen Uberrascht
als es bei den mannlichen Befragungsteilnehmern der Fall ist.

ja/eherja @ nein/ehernein @ keine Angabe

weiblich
34 %

63 %

I 1%
mannlich

23 %
77 %

1%
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Angriffe auf Politiker fiihren zu weniger Engagement im politischen Bereich und schwachen
das gesellschaftliche Miteinander: Das denken zwei Drittel.

Zwei Drittel (66 Prozent) der Befragungsteilnehmerinnen und -teilnehmer beflrchten, dass durch
derartige Angriffe letztendlich immer weniger Menschen bereit sind, sich (auch ehrenamtlich) politisch
zu engagieren. Mehr als ein Funftel (29 Prozent) denkt hingegen nicht, dass das der Fall ist.

Frage: Haben Sie Sorge, dass durch derartige Angriffe immer weniger Menschen bereit sind, sich (auch
ehrenamtlich) politisch zu engagieren?

weild nicht / keine Angabe
5%

nein / eher nein - ——_
29 %

ja/eherja
66 %

DarUber hinaus gehen knapp zwei Drittel (65 Prozent) der Befragten davon aus, dass jene Angriffe
das gesellschaftliche Miteinander schwachen. Etwa ein Finftel (19 Prozent) denkt hingegen, dass die
Angriffe keinen Einfluss darauf haben. Lediglich 5 Prozent rechnen mit einer Starkung des
gesellschaftlichen Miteinanders in Folge der Angriffe.

Frage: Was machen derartige Angriffe lhrer Meinung nach mit unserer Gesellschaft?
100 %
80 %
65 %

60 %

40 %

19 %

20%

1%
5%

starken das gesellschaftliche haben keinen Einfluss auf das  schwachen das gesellschaftliche weil nicht / keine Angabe
Miteinander gesellschaftliche Miteinander Miteinander

0%
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GroBBe Mehrheit wertet Angriffe auf Politiker als Gefahr fiir die Demokratie
Zusammenfassend wertet die groBe Mehrheit (63 Prozent) der MDRfragt-Teilnehmerinnen und -

Teilnehmer die Angriffe als Gefahr flr unsere Demokratie. Etwa ein Drittel (32 Prozent) teilt diese
Ansicht jedoch nicht.

Frage: Halten Sie derartige Angriffe fir eine Gefahr fir unsere Demokratie?

weil} nicht / keine Angabe
5%

nein/ ehernein
32%

ja/eherja
63 %

(O}

Frauen sehen die Demokratie durch die Angriffe noch etwas eher gefihrdet als die Manner

ja/eherja @ nein/ehernein @ weil nicht / keine Angabe

weiblich

B

mannlich

.4%

67 %

09 %
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I Schutz von Politikerinnen und Politikern
Geteilte Meinung zu starkerem Schutz fiir Politikerinnen und Politiker

Auf die Frage hin, ob Menschen, die im politischen Bereich tatig sind — egal ob ehrenamtlich oder
(haupt-)beruflich — starker durch den Staat geschitzt werden sollten, zeigt sich ein geteiltes
Meinungsbild. Demnach beflirworten 49 Prozent der Befragten einen starkeren staatlichen Schutz
wahrend 45 Prozent diesen ablehnen.

Frage: Missen Menschen, die im politischen Bereich tatig sind — egal ob ehrenamtlich oder (haupt-)beruflich —
lhrer Meinung nach starker durch den Staat geschitzt werden?

weilt nicht / keine Angabe
6%

ja/eherja
49 %

nein / eher nein
45 %

()]
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Im Altersgruppenvergleich zeigt sich: die jiingsten und die altesten
Befragungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sprechen sich dabei am haufigsten fiir einen

starkeren Schutz von Politikern aus

ja/eherja @ nein/ehernein @ weilt nicht / keine Angabe

16 bis 29 Jahre

w
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30 bis 49 Jahre

43 %
7%
50 bis 84 Jahre
45 %
6%
65 Jahre und alter

23 %

42 %

5%

61 %
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Je nach Bundesland variiert das Antwortverhalten hingegen kaum

@ ja/eherja @ nein/ehernein @ weilk nicht / keine Angabe

49 %

Sachsen-Anhalt
40 %

46 %

o0 %
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Deutliche Mehrheit befiirwortet moglichen Straftatbestand , politisches Stalking”

Tatsachlich sind derzeit diverse Modelle im Gesprach, wie politisch Tatige besser geschiitzt werden
sollen. Sachsen brachte zum Beispiel den VorstoB3, klinftig den Straftatbestand des politischen
Stalkings einzufihren. Aus dem sachsischen Justizministerium heiBt es dazu: "Damit sollen
Entscheidungstrager gerade auch auf kommunaler Ebene vor einer Einflussnahme durch bedrohliche
Ubergriffe in ihr Privatleben geschiitzt werden. Bislang straflos gebliebene Falle, in denen
Blrgermeisterinnen und Blrgermeister bis zu deren Ricktritt immer wieder eingeschtchtert und
angegriffen wurden, sollen damit durch das Strafrecht besser erfasst werden”.

Auch Sachsen-Anhalt will den Gesetzesentwurf aus Sachsen im Bundesrat unterstutzen.

Die Mehrheit (59 Prozent) der MDRfragt-Teilnehmerinnen und -Teilnehmer fande es richtig, wenn es
einen solchen Straftatbestand geben wurde. Etwa ein Drittel (32 Prozent) halt das hingegen fur falsch.

Frage: Tatsachlich sind derzeit diverse Modelle im Gesprach, wie politisch Tatige besser geschutzt werden
sollen. Sachsen brachte zum Beispiel den Vorstol3, kiinftig den Straftatbestand des politischen Stalkings
einzufuhren. Aus dem sachsischen Justizministerium heil3t es dazu: "Damit sollen Entscheidungstrager gerade
auch auf kommunaler Ebene vor einer Einflussnahme durch bedrohliche Ubergriffe in ihr Privatleben geschiitzt
werden. Bislang straflos gebliebene Falle, in denen Blrgermeisterinnen und Blrgermeister bis zu deren
Rucktritt immer wieder eingeschuichtert und angegriffen wurden, sollen damit durch das Strafrecht besser
erfasst werden." Was halten Sie davon, wenn es einen Straftatbestand "politisches Stalking" geben wirde?

weilk nicht / keine Angabe
9%

fande ich (eher) falsch —
32%

fande ich (eher) richtig
59 %


https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/gewalt-bedrohung-politiker-stalking-bundesratsinitiave-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/gewalt-bedrohung-politiker-stalking-bundesratsinitiave-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/angriffe-auf-politiker-gesetz-entwurf-100.html
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Auch hier weicht das Antwortverhalten je nach Bundesland kaum voneinander ab

@ fande ich (eher) richtip @ fande ich (eher) falsch @ weiB nicht / keine Angabe

Sachsen

5B %

Sachsen-Anhalt
59 %

60 %
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Mehr als ein Viertel lehnt Verschirfung des Strafrechtes bei Ubergriffen auf Ehrenamtliche
sowie Amts- und Mandatstrager ab

DarUber hinaus haben die Innenminister von Bund und Landern angekindigt, eine Verscharfung des
Strafrechts zugunsten von Ehrenamtlichen, Amts- und Mandatstragern zu Uberprifen. Dabei geht es
insbesondere um die Straftatbestande Korperverletzung und Notigung von politisch Tatigen. Die
aggressive Beeinflussung von Amts- und Mandatstragern musse mit ihrer besonderen Wirkung auf die
Demokratie strafrechtlich scharfer gefasst und geahndet werden, heifBt es.

Knapp zwei Drittel (65 Prozent) der Befragten halten dies fur den richtigen weg — mehr als ein Viertel
(29 Prozent) hingegen nicht.

Frage: Daruber hinaus haben die Innenminister von Bund und Landern angekindigt, eine Verscharfung des
Strafrechts zugunsten von Ehrenamtlichen, Amts- und Mandatstragern zu Uberprifen. Dabei geht es
insbesondere um die Straftatbestande Korperverletzung und Notigung von politisch Tatigen. Die aggressive
Beeinflussung von Amts- und Mandatstragern musse mit ihrer besonderen Wirkung auf die Demokratie
strafrechtlich scharfer gefasst und geahndet werden. Wie finden Sie das?

weil} nicht / keine Angabe
6 %

finde ich (eher) falsch ——
29%

finde ich (eher) richtig
65 %


https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/innenminister-matthias-ecke-politiker-schutz-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/innenminister-matthias-ecke-politiker-schutz-100.html
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Auch hier fallt der Zuspruch je nach Bundesland nahezu gleich groB aus

@ finde ich (eher) richtig @ finde ich (eher) falsch @ weill nicht / keine Angabe

66 %

65 %
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Jedoch variiert das Antwortverhalten je nach Altersgruppe: Bei den jlingsten und den
altesten Befragten fallt der Zuspruch fiir die Verscharfung des Strafrechtes am gréBten aus

 finde ich (eher) richtig @ finde ich (eher) falsch @ weilk nicht / keine Angabe

16 bis 29 Jahre

0%

Iz%

30 bis 49 Jahre
59 %

8%

50 bis 64 Jahre

o
[95]
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7%

65 Jahre und Alter

70 %
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7 von 10 befiirworten Strafbarkeit von Desinformation zur Wahlbeeinflussung oder
Gewalteskalation

Des Weiteren soll auch gepruft werden, ob "die bewusste Verbreitung von Desinformationen mit
dem Ziel der Wahlbeeinflussung oder Gewalteskalation strafwirdiges Unrecht" darstellt.

Bei den Befragten stoBt das auf groBen Zuspruch. So fanden es 71 Prozent richtig, wenn bewusste
Desinformation mit dem Ziel der Wahlbeeinflussung oder Gewalteskalation strafbar wirde. Etwa ein
Flnftel (21 Prozent) lehnt das hingegen ab.

Frage: Zudem soll geprtft werden, ob "die bewusste Verbreitung von Desinformationen mit dem Ziel der
Wahlbeeinflussung oder Gewalteskalation strafwurdiges Unrecht" darstellen. Wie fanden Sie es, wenn
bewusste Desinformation mit dem Ziel der Wahlbeeinflussung oder Gewalteskalation strafbar wiirde?

weil nicht / keine Angabe
8%

(eher) falsch  —_
21 %

(eher) richtig
71 %


Zudem%20soll%20geprüft%20werden,%20ob%20%22die%20bewusste%20Verbreitung%20von%20Desinformationen%20mit%20dem%20Ziel%20der%20Wahlbeeinflussung%20oder%20Gewalteskalation%20strafwürdiges%20Unrecht%22%20darstellen.
Zudem%20soll%20geprüft%20werden,%20ob%20%22die%20bewusste%20Verbreitung%20von%20Desinformationen%20mit%20dem%20Ziel%20der%20Wahlbeeinflussung%20oder%20Gewalteskalation%20strafwürdiges%20Unrecht%22%20darstellen.
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Trotz Zuspruch: Knapp zwei Drittel halten MaBnahmen insgesamt fiir wirkungslos

Auch wenn die zuvor genannten Vorschlage wie die Verscharfung des Strafrechts oder die Einfihrung
des Straftatbestandes , Politisches Stalking” durchaus groBen Zuspruch erhalten, fallt das Fazit zu
deren Wirksamkeit eher kritisch aus.

So gehen knapp zwei Drittel (65 Prozent) davon aus, dass jene Vorschlage von Bund und Landern
keine Wirkung zeigen werden. Ein Viertel (25 Prozent) denkt hingegen schon, dass dies der Fall sein
wird.

Frage: Und denken Sie, dass die genannten Vorschlage von Bund und Landern tatsachlich Wirkung zeigen
werden?

weil nicht / keine Angabe
10 %
ja/ eherja
25%

nein / eher nein
65 %
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| Kommunalwahlen

Drei Viertel sehen Kommunalwahlen als wichtigen Stimmungstest fiir die anstehenden
Landtagswahlen

Nicht nur die Europawahl auch zahlreiche Kommunalwahlen stehen in Mitteldeutschland im Juni
bevor. Im September folgen dann in Sachsen und Thiringen die Landtagswahlen.

Grundsatzlich werten mehr als drei Viertel (76 Prozent) der Befragten die Kommunalwahlen als
wichtigen Stimmungstest fur die anstehenden Landtagswahlen. Ein Flnftel (20 Prozent) stimmt dieser
Einschatzung hingegen nicht zu.

Frage: Wie stehen Sie zur folgenden Aussage? "Kommunalwahlen sind auch ein wichtiger Stimmungstest fur
die anstehenden Landtagswahlen. "

weilt nicht / keine Angabe
4%

stimme (eher) nicht zu
20 %

.

stimme (eher) zu
76 %
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Die meisten sehen bei der Gesundheitsversorgung und dem 6ffentlichen Nahverkehr den
groBten Nachholbedarf fiir die Kommunalpolitik

Auf die Frage hin, bei welchen kommunalpolitischen Themen die MDRfragt-Teilnehmerinnen und -
Teilnehmer den groBten Nachholbedarf sehen, wird ein Thema von mehr als zwei Dritteln (68
Prozent) mit Abstand am haufigsten genannt: die Gesundheitsversorgung.

e Zudem nennt jeweils eine Mehrheit den 6ffentlichen Nahverkehr (56 Prozent) und die
Verkehrsraumplanung (52 Prozent).

e Auch die Digitalisierung der Verwaltung (46 Prozent) und das Thema ,, Freizeiteinrichtungen”
(43 Prozent) wie beispielsweise Schwimmbader liegen relativ weit vorn.

e Jeweils mehr als zwei Flnftel sehen auch die Wirtschaftsforderung (41 Prozent) und die
digitale Infrastruktur (41 Prozent) als drangende kommunalpolitische Themen.

e Daneben liegen die Starkung des Gemeindelebens (39 Prozent) sowie die Ortskernbelebung
(39 Prozent), der Ausbau von Kinderbetreuungsangeboten (38 Prozent), die
Verwaltungsorganisation (33 Prozent), die Sicherheit fir FuBganger und Radfahrer (32 Prozent)
sowie die kommunale Warme- und Energieversorgung (30 Prozent) im Mittelfeld.

e Am wenigsten genannt werden der Ausbau sozialer Anlaufstellen (26 Prozent) sowie der
Klimaschutz (23 Prozent) und die Mdllbeseitigung (18 Prozent).

Frage: Tatsachlich stehen in unserer Region in diesem Jahr Kommunalwahlen an. Bei welchen
kommunalpolitischen Themen sehen Sie den gré3ten Nachholbedarf? Bitte geben Sie alle Aspekte an, die in
lhren Augen besonderen Nachholbedarf haben.
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Gesundheitsversorgung
68 %

Offentlicher Nahverkehr
56 %

Verkehrsraumplanung / Strafteninstandsetzung
52 %

Digitalisierung der Verwaltung
46 %

Freizeiteinrichtungen (Schwimmbéder, Spielplatze...)
43 %

Wirtschaftsférderung
41 %

digitale Infrastruktur
41 %

Stadt-/Gemeindeleben starken (Vereine, Ehrenamt...)
39%

Innenstadt- / Ortskernbelebung
39 %

Kinderbetreuungsangebote ausbauen
38 %

Verwaltungsorganisation (Offnungszeiten Amter etc.)
33%

mehr Sicherheit fiir Fukganger und Radfahrer
32%

kommunale Warme- und Energieversorgung
30%

soziale Anlaufstellen ausbauen
26 %

Klimaschutz & -anpassung in der Kommune
23 %

Miillbeseitigung / Stadtreinigung
18 %

Sonstiges, und zwar...
-

weil nicht / keine Angabe

Iw,



Sachsen
Gesundheitsversorgung

65 %
Offentlicher Nahverkehr

Verkehrsraumplanung / Stralteninstand...

9%

Digitalisierung der Verwaltung
45 %
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Sowohl in Sachsen als auch in Sachsen-Anhalt und Thiiringen gelten die
Gesundheitsversorgung, der 6ffentliche Nahverkehr sowie die Verkehrsraumplanung und
die Digitalisierung der Verwaltung als die drangendsten kommunalpolitischen Themen.

Sachsen-Anhalt

Gesundheitsversorgung
73%

Offentlicher Nahverkehr
88 %

Verkehrsraumplanung / Stralleninstand...

54 %

Digitalisierung der Verwaltung
48 %

Thiiringen

Gesundheitsversorgung
69 %

Offentlicher Nahverkehr
56 %

Verkehrsraumplanung / Stralleninstand...
53%

Digitalisierung der Verwaltung
47 %
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Mehrheit hdlt kommunalpolitisches Engagement fiir unattraktiv

Grundsatzlich halt ein GroBteil (52 Prozent) der MDRfragt-Teilnehmerinnen und -Teilnehmer ein
kommunalpolitisches Engagement nicht wirklich fir attraktiv.

40 Prozent denken wiederum, dass dieses derzeit noch attraktiv ist.

Frage: Grundsatzlich: Denken Sie, ein Engagement speziell in der Kommunalpolitik ist derzeit noch attraktiv?

weil} nicht / keine Angabe
9%

ja/ eherja
40 %

nein / eher nein
52 %




l Ay
Das Meinungsbarometer fir Mitteldeutschland

Dabei zeigen sich je nach Alter der Befragten kaum Unterschiede im Antwortverhalten

ja/eherja @ nein/ehernein @ weilk nicht / keine Angabe

16 bis 29 Jahre

40 %
o
30 bis 49 Jahre
37 %

50 bis 64 Jahre

65 Jahre und alter

Zudem gleich sich das Antwortverhalten in den Stadt- und Landregionen

ja/eherja @ nein/ehernein @ weilk nicht / keine Angabe

Landliche Region
40 %

31 %

8%

Stadtregion

a1 %

.
L]
|i}e

9 %
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Knapp jeder Dritte wahlt bei Kommunal- und Landtagswahlen unterschiedlich

50 Prozent der Befragten planen nach eigener Aussage, bei der kommenden Landtagswahl die
gleiche Partei zu wahlen, wie bei der zuvor stattfindenden Kommunalwahl. Demgegentber gaben 30
Prozent an, bei jenen Wahlen voraussichtlich unterschiedliche Parteien zu wahlen.

Frage: Und ganz grundsatzlich gefragt: Planen Sie, bei der kommenden Landtagswahl eine andere Partei zu
wabhlen, als jetzt bei der Kommunalwahl?

weilk noch nicht / trifftauf ..~
20% )

ja/ eherja
30%

nein / eher nein
50 %
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Hinweise zur Auswertung
Die Befragung vom 17. bis 21. Mai 2024 stand unter der Uberschrift:

Angriffe auf Politiker: Ist unsere Demokratie gefahrdet?

Insgesamt sind bei MDRfragt 67.150 Menschen aus Mitteldeutschland angemeldet (Stand 21.
Mai 2024, 12:00 Uhr).

22.226 Menschen aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen haben online an dieser Befragung
teilgenommen.

Verteilung nach Altersgruppen:

16 bis 29 Jahre: 217 Teilnehmende
30 bis 49 Jahre: 2.776 Teilnehmende
50 bis 64 Jahre: 9.207 Teilnehmende
65+: 10.039 Teilnehmende

Verteilung nach Bundeslandern:

Sachsen: 11.547 (52 Prozent)
Sachsen-Anhalt: 5.340 (24 Prozent)
Thuringen: 5.352 (24 Prozent)

Verteilung nach Geschlecht:

Weiblich: 9.138 (41 Prozent)
Mannlich: 13.034 (59 Prozent)
Divers: 62 (0,3 Prozent)

Die Ergebnisse der Befragung sind nicht reprasentativ. Wir haben sie allerdings in
Zusammenarbeit mit dem wissenschaftlichen Beirat nach den statistischen Merkmalen Bildung,
Geschlecht und Alter gewichtet. Das heil3t, dass wir die Daten der an der Befragung beteiligten
MDRfragt-Mitglieder mit den Daten der mitteldeutschen Bevdlkerung abgeglichen haben.

Aufgrund von Rundungen kann es vorkommen, dass die Prozentwerte bei einzelnen Fragen
zusammengerechnet nicht exakt 100 ergeben.



